






Verunsicherung zu geringeren politisch orien-
tierten Bemühungen führen, wie aber auch
umgekehrt geringe politische Kompetenz zu-
sammen mit gesellschaftlich geringerer Posi-
tionierung zu einer stärkeren sozialen Verun-
sicherung führen kann. Die Wahrnehmung,
im Vergleich zu anderen sozial ungerecht po-
sitioniert zu sein, hat dagegen relativ wenig
Einfluss, mit deutlicher Ausnahme allerdings
beim sozialen Vertrauen. 16

Zusammenhänge zwischen der Wohnre-
gion der Befragten (West- bzw. Ostdeutsch-

land) und dem Geschlecht mit demokrati-
schen Orientierungen werden aus Tabelle 4
ersichtlich. Bei der Idee der Demokratie, in
geringerem Maße auch beim sozialen Ver-
trauen finden sich nach wie vor historisch be-
dingte West-Ost-Unterschiede, einen Ge-
schlechtereffekt hingegen nur bei der politi-
schen Kompetenz, wie er im Übrigen auch
bei den Ergebnissen zum politischen Inte-
resse anzutreffen ist. 17

Bewertung und Ausblick

Welche Schlussfolgerungen kann man ziehen?
Es bestätigt sich, dass Bildung nicht nur für
das gesellschaftliche und berufliche Fortkom-
men sowie für zukunftsorientierte persönli-
che Strategien von Bedeutung ist, sondern
auch für die Ausbildung und Stärkung demo-
kratischer Tugenden. Hingegen konnte nur
partiell und wenig eindrucksvoll die verbrei-
tete These von den Vereinen als „Schule der
Demokratie“ für Jugendliche und junge Er-

Tabelle 3: Zusammenhänge von gesellschaftlichen Orientierungen mit demokratisch-
staatsbürgerlichen Orientierungen (Angaben in Prozent)

Idee
Demokratie

soziales
Vertrauen

politische
Kompetenz

Zufriedenheit
mit Lebenslage

unzufrieden
mittel
zufrieden

69
81
88

21
35
47

15
22
31

soziale Verunsicherung hoch
mittel
niedrig

66
84
91

21
37
49

12
22
37

gerechter Anteil gerecht
nicht gerecht

86
73

40
25

26
19

insgesamt 81 35 23
n 6699 6926 6944

Zufriedenheit mit Lebenslage: Mittelwert der Items zur Frage „Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig mit folgenden
Aspekten, die das persönliche Leben betreffen: Möglichkeiten, mein Leben selbst zu gestalten; meine finanzielle
Lage; meine Möglichkeiten zur politischen Einflussnahme; meine politischen Rechte und Freiheiten; meine Mög-
lichkeiten zur demokratischen Mitsprache in Schule und Beruf; meine soziale Sicherheit?“ Skalenvorgabe von 0,
„ganz und gar unzufrieden“, bis 10, „ganz und gar zufrieden“. In der Tabelle: „unzufrieden“ – Werte von 0 bis 4,
„mittel“ – Werte über 4 bis 7, „zufrieden“ – Werte über 7 bis 10.

Soziale Verunsicherung: Mittelwert folgender drei Items: „A. Heutzutage ist alles so unsicher geworden, dass
man auf alles gefasst sein muss. B. Heute ändert sich alles so schnell, dass man nicht weiß, woran man sich halten
soll. C. Früher waren die Leute besser dran, weil jeder wusste, was er zu tun hatte.“ Antwortkategorien: 1, „trifft
überhaupt nicht zu“, 2, „trifft eher nicht zu“, 3, „trifft eher zu“, 4, „trifft voll und ganz zu“. Der Summenindex
hat einen Wertebereich von 1,0 bis 4,0. Die Kategorie niedrig umfasst den Bereich 1,0 bis 2,0, mittel 2,1 bis 3,0,
und hoch 3,1 bis 4,0.

Gerechter Anteil: „Im Vergleich dazu, wie andere hier in der Bundesrepublik leben: Glauben Sie, dass Sie Ihren
gerechten Anteil erhalten, mehr als Ihren gerechten Anteil, etwas weniger oder sehr viel weniger?“ In der Tabelle:
„gerecht“ – die ersten beiden Antwortvorgaben, „nicht gerecht“ – die letzten beiden.

16 Eine multivariate Analyse, welche die gegenseitigen
Zusammenhänge der betrachteten Einflussmerkmale
berücksichtigt, zeigt ein ähnliches Bild mit Modifika-
tionen. Der so kontrollierte Effekt der Bildung redu-
ziert sich bei allen drei Merkmalen, was jedoch so in-
terpretiert werden kann, dass Bildung über andere
Faktoren, mit denen sie zusammenhängt (wie Verein-
saktivität, gesellschaftliche Einstellungen), auch wirk-
sam ist. Der Faktor Vereinsaktivität erhält in dieser
multivariaten Perspektive geringeres Gewicht – ge-
ringe Prozentsatzdifferenzen in den Tabellen ins-
gesamt sollten somit eher vorsichtig interpretiert wer-
den. 17 Vgl. ausführlich hierzu W. Gaiser u. a. (Anm. 12).
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wachsene belegt werden. Vereine und Ver-
bände sind eher als Übungsfeld für demokra-
tisches Handeln anzusehen. Wichtig sind je-
doch, in unterschiedlicher Weise für die drei
betrachteten Aspekte demokratisch-staats-
bürgerlicher Orientierungen, politisch orien-
tierte oder zumindest politisch mitgetragene
Netze. Eine Unterstützung durch politische
Bildungsanstrengungen in dieser Hinsicht
muss dem spezifischen, politisch ausgerichte-
ten Engagement von Jugendlichen Rechnung
tragen, welches weniger bzw. nicht nur kon-
tinuierlich institutionell gebunden ist, son-
dern sich auch in freieren Formen und an-
lassbezogen Ausdruck verschafft. 18 Und
schließlich ist zu beachten, dass staatsbürger-
schaftliche Orientierungen generell mit der
Zufriedenheit und der sozialen Verortung
von jungen Menschen in der Gesellschaft,
mit Einschätzungen gerechter Ordnung und
Perspektiven von Unsicherheit oder Sicher-
heit der Zukunft zusammenhängen. Dies
gilt, wie nach wie vor die Differenzen in
West-Ost-Untersuchungen zeigen, in beson-
derem Maße für ostdeutsche Jugendliche und
junge Erwachsene.

Die Relevanz einer Stärkung demokrati-
scher Werte hat kürzlich John Keane be-
tont. 19 Er geht von der Annahme aus, dass

die Wurzel der aktuellen globalen Ökono-
miekrise politisch ist – und somit die Stär-
kung von Demokratie und demokratischer
Werte ein wichtiger Ansatzpunkt zu ihrer
Überwindung sei. An die Stelle der alten
Maxime one person, one vote, so Keane,
müsse eine neue demokratische Praxis tre-
ten. In ihr sind insbesondere die neueren
Elemente einer monitoring democracy von
Bedeutung: das aufmerksame Beobachten
von Politik und die Verbreiterung macht-
kontrollierender Mechanismen und Netz-
werke wie etwa Foren, Menschenrechts-
und zivilgesellschaftliche Organisationen. In
diesen könnten gerade junge Menschen eine
wichtige Rolle spielen.

Was folgt in politisch-praktischer Hin-
sicht? Zumindest auf zwei Ebenen lassen sich
für eine Politik der Demokratiestärkung und
ihrer Weiterentwicklung Konsequenzen an-
geben. Zum einen würde eine breite kognitive
Mobilisierung im Bildungssystem den Bil-
dungsfaktor, dessen Einfluss auf das Verhält-
nis Jugendlicher und junger Erwachsener zu
Demokratie und Politik auch hier wieder
deutlich wurde, in einer politisch wünschens-
werten Weise verstärken. Dies dürfte aller-
dings nicht nur heißen, „demokratisches
Grundwissen“ durch mehr und eventuell
auch anderen Sozialkundeunterricht zu ver-
breitern. Vielmehr müsste es vor allem darum
gehen, bereits in der Schule demokratische
Praxis durch erweiterte Partizipationsmög-
lichkeiten für Schülerinnen und Schüler stär-
ker zu etablieren. 20 Das Ziel darf also nicht

Tabelle 4: Zusammenhänge von West-Ost und Geschlecht mit demokratisch-staatsbürger-
schaftlichen Orientierungen (Angaben in Prozent)

Idee
Demokratie

soziales
Vertrauen

politische
Kompetenz

West-Ost west
ost

83
72

37
30

23
21

Geschlecht männlich
weiblich

80
82

34
37

29
16

insgesamt 81 35 23
n 6699 6926 6944

18 Vgl. Johann de Rijke, Politische Partizipation Ju-
gendlicher und junger Erwachsener. Altes und Neues,
in: Hanna Kaspar u. a. (Hrsg.), Politik – Wissenschaft –
Medien. Festschrift für Jürgen W. Falter zum 65. Ge-
burtstag, Wiesbaden 2009, sowie Wolfgang Gaiser/
Martina Gille/Johann de Rijke, Bürgerschaftliches En-
gagement und Verantwortungsübernahme bei 18- bis
33-Jährigen. Ergebnisse des DJI-Survey 2007, in: Tanja
Betz/Wolfgang Gaiser/Liane Pluto (Hrsg.), Partizipa-
tion von Kindern und Jugendlichen. Forschungser-
gebnisse und Gesellschaftliche Herausforderungen,
Schwalbach (i. E.).
19 Vgl. zum Folgenden John Keane, Democracy fai-
lure, in: WZB Mitteilungen, 124 (2009), S. 6 – 8; John

Keane, Life and Death of Democracy, London–New
York 2009.
20 Vgl. Sybille Reinhardt, Schulische Anerkennung
und demokratisches Lernen, in: Heinz-Hermann Krü-
ger u. a., Jugend und Demokratie – Politische Bildung
auf dem Prüfstand. Eine quantitative und qualitative
Studie aus Sachsen-Anhalt, Opladen 2002.
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darin bestehen, lediglich Handlungsfähigkeit,
-bereitschaft oder -kompetenz oder auch nur
das politische Urteilsvermögen zu schärfen,
ohne dass praktisches Handeln wirklich in
den Blick genommen wird. 21

Wichtig erscheint darüber hinaus, zivilge-
sellschaftliche Netzwerke als Gelegenheits-
strukturen legitimen bürgerschaftlichen En-
gagements oder auch Protests zuzulassen
und positiv zu begreifen, nicht aber sie im
Vergleich zu Jugendorganisationen, -verei-
nen, -verbänden oder Parteien als geringer
zu bewerten. In der jüngeren Geschichte
waren es ja gerade solche Netzwerke und
Initiativen wie die Bürgerrechtsbewegung,
die Anti-Atomkraftbewegung, die neue
Frauenbewegung oder auch die Umweltbe-
wegung, die enorme Veränderungen in der

Gesellschaft angestoßen haben, die aber, wie
Keane betont 22, nicht aus dem etablierten
politischen System, sondern aus der Gesell-
schaft kamen.

21 Ausführlich hierzu Benedikt Widmaier, „Die beste
politische Bildung ist praktische Politik“. Politische
Bildung und politische Aktion, in: Praxis Politische
Bildung, 13 (2009) 3, S. 165 – 172.

22 Vgl. John Keane, Ein neues Zeitalter der Demo-
kratie, in: WZB Mitteilungen, 125 (2009), S. 50 – 52.
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Jutta Allmendinger
3-5 Der Sozialstaat braucht zwei Beine

Bildungsstaat und Sozialstaat bedingen einander, sozialpolitische Aktivierungs-
programme fruchten nur, wenn man ein angemessenes Niveau von Bildung und
Weiterbildung voraussetzen kann.

Dieter Lenzen
6-9 Eine neue Chance für die Bildung?

Das deutsche Bildungssystem steht vor der dritten Chance einer grundlegenden
Reform. Dieses Mal geht es um den Fortbestand einer Gesellschaft, die sechzig
Jahre lang durch hohe Lebensqualität gekennzeichnet war.

Richard Münch
10-16 Unternehmen Universität

Die unternehmerische Universität entmachtet die akademische Gemeinschaft der
Forschenden, Lehrenden und Lernenden. Sie bedroht die akademische Freiheit
und unterwirft wissenschaftliches Wissen äußeren Interessen.

Helga Ostendorf
17-25 Institutionalisierte Sackgassen für Mädchen

Nach der Schule beschreiten Mädchen meist andere Wege als Jungen. In der Be-
rufsberatung, der dualen Berufsausbildung und im beruflichen Schulwesen wer-
den Barrieren aufgezeigt, welche die Berufschancen von Mädchen einschränken.

Marius R. Busemeyer
25-31 Europäisierung der deutschen Berufsbildungspolitik

Die Debatte über die Europäisierung der Berufsbildung ist eng mit der allgemei-
nen Berufsbildungsreform verknüpft. Je nach Standpunkt wird die EU-Politik als
Reformimpuls oder Bedrohung für das deutsche Ausbildungssystem gewertet.

Ilona K. Schneider
32-38 Lernfenster Kindergarten

Ein Bildungsangebot im Kindergarten entspricht sowohl den Bildungsbedürfnis-
sen der Kinder als auch ihrem -bedarf. Die Ausweitung des Bildungsauftrages
auf Kindergärten verändert das Professionsprofil von Kindergärtnerinnen.

Wolfgang Gaiser · Winfried Krüger · Johann de Rijke
39-46 Demokratielernen durch Bildung und Partizipation

In der Bildungsdebatte über Lernkontexte wird Partizipation als Hebel zur Hin-
führung junger Menschen an ihre Rolle als demokratiebewusste Staatsbürger ge-
priesen. Wie hängt Partizipation mit Einstellungen zur Demokratie zusammen?


